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606. Bundesgesetz: Drittes Abgabenänderungsgesetz 1987 — 3. AbgÄG 1987
(NR: GP XVII RV 277 AB 386 S. 36. BR: AB 3358 S. 494.)

607. Bundesgesetz: Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 1985, des Katastrophenfondsgesetzes 1986,
des Rückzahlungsbegünstigungsgesetzes 1987, des Umwelt- und Wasserwirtschafts-
fondsgesetzes, des Wohnbauförderungsgesetzes 1984, des Wohnhaussanierungsgeset-
zes sowie des Kapitalversicherungs-Förderungsgesetzes und Aufhebung des Bundes-
gesetzes über die Zuweisung von Anteilen an der Einkommensteuer und Körper-
schaftsteuer für Zwecke der Wohnbauförderung und des Familienlastenausgleiches
(NR: GP XVII RV 276 AB 385 S. 36. BR: AB 3359 S. 494.)

608. Bundesgesetz: Anpassung des Mineralölsteuergesetzes 1981, des Gasöl-Steuerbegünstigungsgeset-
zes, des Biersteuergesetzes 1977, des Schaumweinsteuergesetzes 1960, des Tabak-
steuergesetzes 1962, des Tabakmonopolgesetzes 1968 und des Salzmonopolgesetzes
an das Zolltarifgesetz 1988
(NR: GP XVII RV 260 AB 388 S. 36. BR: AB 3363 S. 494.)

6 0 6 . Bundesgesetz vom 24. November 1987,
mit dem das Einkommensteuergesetz 1972,
das Körperschaftsteuergesetz 1966, das
Gewerbesteuergesetz 1953, das Energieförde-
rungsgesetz 1979, das Vermögensteuergesetz
1954, das Rundfunkgesetz und das Gebühren-
gesetz 1957 geändert werden (Drittes
Abgabenänderungsgesetz 1987 — 3. AbgÄG

1987)

Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT I

E i n k o m m e n s t e u e r g e s e t z 1972

Artikel I

Das Einkommensteuergesetz 1972, BGBl.
Nr. 440, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 493/1972, 27/1974, 409/1974, 469/1974, 335/
197.5, 391/1975, 636/1975, 143/1976, 664/1976,
320/1977, 645/1977, 280/1978, 571/1978, 550/
1979, 545/1980, 563/1980, 520/1981, 620/1981,
111/1982, 164/1982, 570/1982, 587/1983, 612/
1983, 254/1984, 483/1984, 531/1984, 251/1985,
557/1985, 325/1986, 562/1986, 80/1987 und 312/
1987 und der Kundmachungen BGBl. Nr. 73/1981,
243/1982, 351/1984, 23/1985, 207/1986, 380/
1987 und 432/1987 wird wie folgt geändert:

1. §3 Z 3 lautet:

„3. die Bezüge aus einer gesetzlichen Kranken-
oder Unfallversorgung und Sachleistungen
aus der gesetzlichen Sozialversicherung, die
Bezüge aus einer ausländischen gesetzlichen

Kranken- oder Unfallversorgung, die einer
inländischen gesetzlichen Kranken- oder
Unfallversorgung entspricht, Krankengelder
aus den Versorgungs- und Unterstützungsein-
richtungen der Kammern der selbständig
Erwerbstätigen, weiters das aus der Pensions-
versicherung gebührende Übergangsgeld,"

2. § 3 Z 4 lautet:

„4. das versicherungsmäßige Arbeitslosengeld, die
Notstandshilfe, das Karenzurlaubsgeld oder
an dessen Stelle tretende Ersatzleistungen und
die Karenzurlaubshilfe auf Grund der beson-
deren gesetzlichen Vorschriften, weiters die
Überbrückungshilfe für Bundesbedienstete
nach den besonderen gesetzlichen Vorschrif-
ten sowie gleichartige Bezüge, die auf Grund
besonderer landesgesetzlicher Regelungen
gewährt werden, Beihilfen nach dem Arbeits-
marktförderungsgesetz, BGBl. Nr. 31/1969,
und Leistungen nach dem Invalideneinstel-
lungsgesetz 1969, BGBl. Nr. 22/1970.

Erhält der Steuerpflichtige versicherungsmä-
ßiges Arbeitslosengeld, Notstandshilfe, Über-
brückungshilfe für Bundesbedienstete nach
den besonderen gesetzlichen Vorschriften
bzw. gleichartige Bezüge, die auf Grund
besonderer landesgesetzlicher Regelungen
gewährt werden, nur für einen Teil des Kalen-
derjahres, so sind für das restliche Kalender-
jahr bezogene Einkünfte im Sinne des § 2
Abs. 3 Z 1 bis 4 für Zwecke der Ermittlung
des Steuersatzes auf einen Jahresbetrag umzu-
rechnen. Das Einkommen ist mit jenem Steu-
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ersatz zu besteuern, der sich unter Berück-
sichtigung der umgerechneten Einkünfte
ergibt; die Steuer darf jenen Betrag nicht
übersteigen, der sich ergeben würde, wenn die
Bezüge dem Steuerabzug vom Arbeitslohn
unterliegen,"

3. § 8 Abs. 5 und 6 entfällt. Der bisherige Abs. 7
erhält die Bezeichnung Abs. 5.

4. § 10 Abs. 4 entfällt. Der bisherige Abs. 5 erhält
die Bezeichnung Abs. 4.

4 a. § 16 Abs. 1 Z 4 lautet:

„4. Beiträge des Versicherten zur Pflichtversiche-
rung in der gesetzlichen Sozialversicherung
sowie zu den zusätzlichen Pensionsversiche-
rungen, die vom Pensionsinstitut der öster-
reichischen Privatbahnen, vom Pensionsinsti-
tut der Linzer Elektrizitäts- und Straßenbahn
AG und nach den Bestimmungen der Bundes-
forste-Dienstordnung durchgeführt werden,
weiters Pensions-(Provisions-)Pflichtbeiträge
der Bediensteten der Gebietskörperschaften
und Pflichtbeiträge der Bediensteten öffent-
lich-rechtlicher Körperschaften zu Versor-
gungseinrichtungen, soweit auf Grund öffent-
lich-rechtlicher Vorschriften eine Verpflich-
tung zur Teilnahme an einer solchen Versor-
gungseinrichtung besteht, weiters Beiträge auf
Grund gesetzlicher Verpflichtungen der von
§ 25 Abs. 1 Z 4 und § 29 Z 4 erfaßten Perso-
nen sowie Pflichtbeiträge zu Versorgungs-
und Untersützungseinrichtungen der Kam-
mern der selbständig Erwerbstätigen, soweit
diese Einrichtungen der Kranken-, Alters-,
Invaliditäts- und Hinterbliebenenversorgung
dienen, weiters Beiträge von Arbeitnehmern
zu einer ausländischen Pflichtversicherung,
die einer inländischen gesetzlichen Sozialver-
sicherung entspricht, sowie Beiträge von
Grenzgängern zu einer inländischen oder aus-
ländischen gesetzlichen Krankenversicherung.
Grenzgänger sind im Inland in der Nähe der
Grenze ansässige Arbeitnehmer, die im Aus-
land in der Nähe der Grenze ihren Arbeitsort
haben und sich in der Regel an jedem Arbeits-
tag von ihrem Wohnort dorthin begeben,"

5. § 16 Abs. 4, 5 und 6 entfällt.

6. § 28 Abs. 2 Z 3 lautet:

„3. sonstige Aufwendungen im Sinne der §§ 3 bis
5 des Mietrechtsgesetzes in Gebäuden, die
den Bestimmungen des Mietrechtsgesetzes
über die Verwendung des Hauptmietzinses
unterliegen, weiters Assanierungsaufwendun-
gen nach Maßgabe des § 38 Abs. 2 des Stadt-
erneuerungsgesetzes, BGBl. Nr. 287/1974, in
der jeweils geltenden Fassung, des Artikels IV
des Bundesgesetzes über die Änderung miet-
rechtlicher Vorschriften und über Mietzins-
beihilfen, BGBl. Nr. 409/1974, in der jeweils

geltenden Fassung und des § 19 Abs. 2 des
Denkmalschutzgesetzes, BGBl. Nr. 167/1978,
in der jeweils geltenden Fassung,"

7. § 35 Abs. 4 erster Satz lautet:

„Die für die Neugründung des ersten gemeinsa-
men Hausstandes aus Anlaß einer nach dem
31. Dezember 1972 und vor dem 1. Jänner 1988
erfolgten Eheschließung entstehenden Aufwendun-
gen sind, wenn sie im Zusammenhang mit der
ersten Eheschließung erfolgen, nach Maßgabe der
folgenden Bestimmungen als außergewöhnliche
Belastungen zu berücksichtigen."

8. Im § 37 Abs. 1 wird als letzter Satz angefügt:

„Auf Einkünfte, die zur Gänze oder zum Teil mit
den festen Sätzen des § 67 versteuert werden, ist
der ermäßigte Steuersatz nicht anzuwenden."

9. Im § 41 Abs. 2 tritt in der Z 6 an die Stelle des
Punktes das Wort „oder" und wird folgende Z 7
angefügt:

„7. im Einkommen Einkünfte aus nichtselbständi-
ger Arbeit enthalten sind, auf die § 37
anwendbar ist."

10. Im § 62 Abs. 2 entfällt die Z 6.

11. §73 Abs. 2 Z 1 lautet:

„1. die Pauschbeträge gemäß § 18 Abs. 3 und § 62
Abs. 1 sowie um Pauschbeträge, die auf
Grund einer Verordnung gemäß § 17 Abs. 4
nicht auf der Lohnsteuerkarte eingetragen
werden,"

Artikel II
1. Art. I Z 1, 3, 4, 4 a, 5, 6, 8 bis 11 ist anzuwen-

den,
a) wenn die Einkommensteuer veranlagt wird,

erstmalig bei der Veranlagung für das Kalen-
derjahr 1988,

b) wenn die Einkommensteuer (Lohnsteuer)
durch Abzug eingehoben oder durch Jahres-
ausgleich festgesetzt wird, für Lohnzahlungs-
zeiträume, die nach dem 31. Dezember 1987
enden.

2. Art. I Z 2 ist anzuwenden,
a) wenn die Einkommensteuer veranlagt wird,

erstmalig bei der Veranlagung für das Kalen-
derjahr 1987,

b) wenn die Einkommensteuer (Lohnsteuer)
durch Abzug eingehoben oder durch Jahres-
ausgleich festgesetzt wird, für Lohnzahlungs-
zeiträume, die nach dem 31. Dezember 1986
enden.

ABSCHNITT II

K ö r p e r s c h a f t s t e u e r g e s e t z 1966

Artikel I
Das Körperschaftsteuergesetz 1966, BGBl.

Nr. 156, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
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Nr. 44/1968, 278/1969, 441/1972, 17/1975, 636/
1975, 645/1977, 620/1981, 111/1982, 570/1982,
325/1986 und 312/1987 und der Kundmachung
BGBl. Nr. 102/1986 wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 2 zweiter Satz lautet:

„Versorgungsbetriebe sind Betriebe, welche die
Bevölkerung mit Nutzwasser, Gas, Elektrizität
oder Wärme versorgen, ferner solche Betriebe, die
dem öffentlichen Verkehr einschließlich des Rund-
funks oder dem Hafenbetrieb dienen."

2. § 5 Abs. 1 2 1 lautet:

„1. Die Österreichischen Bundesbahnen und die
staatlichen Monopolbetriebe mit Ausnahme
jener Betriebe, die in eine privatrechtliche
Form gekleidet sind;"

3. § 22 Abs. 4 entfällt; die bisherigen Abs. 5, 6
und 7 erhalten die Bezeichnung Abs. 4, 5 und 6.

Artikel II

Art. I ist erstmalig bei der Veranlagung für das
Kalenderjahr 1988 anzuwenden.

ABSCHNITT III

G e w e r b e s t e u e r g e s e t z

Artikel I

Das Gewerbesteuergesetz 1953, BGBl. Nr. 2/
1954, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 191/1954, 59/1955, 97/1959, 303/1959, 194/
1961, 160/1966, 2/1967, 44/1968, 278/1969, 439/
1969, 374/1971, 442/1972, 17/1975, 320/1977,
645/1977, 572/1978, 563/1980, 620/1981, 111/
1982, 570/1982, 587/1983, 531/1984, 544/1984,
557/1985 und 312/1987 und der Kundmachungen
BGBl. Nr. 254/1958, 11/1961, 266/1963, 265/
1964 sowie 278/1986 wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 3 lautet:

„(3) Unternehmen von Körperschaften des
öffentlichen Rechtes sind gewerbesteuerpflichtig,
wenn sie als stehende Gewerbebetriebe anzusehen
sind. Unternehmen im Sinne des § 2 Abs. 4 des
Körperschaftsteuergesetzes 1966, BGBl. Nr. 156/
1966, in der jeweils geltenden Fassung gehören
nicht zu den Gewerbebetrieben. Versorgungsbe-
triebe im Sinne des § 2 Abs. 2 des Körperschaftsteu-
ergesetzes 1966 unterliegen der Gewerbesteuer."

2. § 2 Z 3 entfällt.

3. § 2 Z 4 entfällt.

4. § 26 Abs. 4 entfällt.

Artikel II

Art. I ist erstmalig bei der Veranlagung für das
Kalenderjahr 1988, hinsichtlich der Lohnsummen-
steuer erstmals für den Monat Jänner 1988, anzu-
wenden.

ABSCHNITT IV

E n e r g i e f ö r d e r u n g s g e s e t z 1979

Artikel I

Das Energieförderungsgesetz 1979, BGBl.
Nr. 567, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 353/1982 und 252/1985 wird aufgehoben.

Artikel II

1. Artikel I ist erstmalig bei der Veranlagung für
das Kalenderjahr 1988, hinsichtlich des 5. und
6. Abschnittes des Energieförderungsgesetzes 1979
ab 1. Jänner 1988 anzuwenden. Wird über Anträge
auf Bescheinigung der energiewirtschaftlichen
Zweckmäßigkeit bis zum 31. Dezember 1987 nicht
entschieden, so gilt die Bescheinigung als erteilt.

2. Rücklagen im Sinne des § 1, § 10 und § 16 des
Energieförderungsgesetzes 1979, die bis zum Wirt-
schaftsjahr 1987 nicht bestimmungsgemäß verwen-
det wurden, gelten ab dem Wirtschaftsjahr 1988 bis
zum Ablauf der fünfjährigen Verwendungsfrist als
Investitionsrücklagen gemäß § 9 EStG 1972 in der
jeweils geltenden Fassung. § 9 Abs. 2 dritter und
vierter Satz Einkommensteuergesetz 1972, BGBl.
Nr. 440/1972, in der jeweils geltenden Fassung ist
nicht anzuwenden.

3. a) Elektrizitätsversorgungsunternehmen im
Sinne des Elektrizitätswirtschaftsgesetzes, BGBl.
Nr. 260/1975, in der jeweils geltenden Fassung,
deren Ausbauleistung insgesamt 10 000 kW nicht
übersteigt, können von den Begünstigungen der
lit. b Gebrauch machen. Voraussetzung ist, daß die
Stromerzeugung den ausschließlichen Betriebsge-
genstand darstellt, daß es sich bei den Stromerzeu-
gungsanlagen um Wasserkraftanlagen handelt, die
nach dem 31. Dezember 1979 in Betrieb genom-
men wurden, mit deren tatsächlichen Bauausfüh-
rungen vor dem 1. Jänner 1989 begonnen wird und
für die eine vorzeitige Abschreibung gemäß § 8
Abs. 4 Z 4 des Einkommensteuergesetzes nicht in
Anspruch genommen wurde, und daß der Gewinn
auf Grund ordnungsmäßiger Buchführung ermittelt
wird. Elektrizitätsversorgungsunternehmen ohne
Versorgungsgebiet können unter den vorstehenden
Voraussetzungen von den Begünstigungen der lit. b
Gebrauch machen, wenn eine Abnahmeverpflich-
tung auf mindestens zehn Jahre mit einem Elektri-
zitätsversorgungsunternehmen im Sinne des Elek-
trizitätswirtschaftsgesetzes, BGBl. Nr. 260/1975, in
der jeweils geltenden Fassung besteht. Die Begün-
stigungen nach lit. b können erstmalig für das Wirt-
schaftsjahr in Anspruch genommen werden, für
dessen vollen Zeitraum die Abnahmeverpflichtung
wirksam ist, und nur solange, als die Abnahmever-
pflichtung gilt.

b) Die Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer
ermäßigt sich ab dem Betriebsbeginn für die Dauer
von zwanzig Jahren auf die Hälfte der gesetzlichen
Beträge. Die einheitlichen Gewerbesteuermeßbe-
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träge, die auf die Stromerzeugungsanlagen entfal-
len, ermäßigen sich ab dem Betriebsbeginn für die
Dauer von zwanzig Jahren auf die Hälfte der
gesetzlichen Beträge.

c) Die lit. b ist auch auf die im § 8 des Elektrizi-
tätsförderungsgesetzes 1969, BGBl. Nr. 19/1970,
genannten Unternehmen anzuwenden.

4. Wird von den Begünstigungen der Z 3
Gebrauch gemacht, so gilt dies als Gebrauchma-
chen von den Begünstigungen des Energieförde-
rungsgesetzes 1979.

ABSCHNITT V

V e r m ö g e n s t e u e r g e s e t z

Artikel I

Das Vermögensteuergesetz 1954, BGBl. Nr. 192,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 33/
1957, 194/1961, 83/1963, 44/1968, 302/1968,
278/1969, 448/1972, 665/1976, 645/1977, der
Kundmachung BGBl. Nr. 118/1978 und der Bun-
desgesetze BGBl. Nr. 563/1980, 111/1982, 570/
1982 und 327/1986 wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 Z 2 lit. e lautet:

„e) Kreditanstalten des öffentlichen Rechtes, die
Österreichische Staatsdruckerei, weiters
Rundfunkunternehmen sowie Elektrizitäts-,
Gas- und Fernwärmeversorgungsunterneh-
men von Körperschaften des öffentlichen
Rechtes sowie Anteile an derartigen Unter-
nehmen, wenn die Gesellschafter als Unter-
nehmer (Mitunternehmer) anzusehen sind."

2. § 3 Abs. 1 Z 2 entfällt.

3. § 3 Abs. 1 Z 3 lautet:

„3. Unternehmen, die der öffentlichen Versor-
gung mit Wasser oder dem öffentlichen Ver-
kehr, ausgenommen dem Rundfunk, dienen,
wenn an ihnen unmittelbar oder mittelbar
ausschließlich Gebietskörperschaften beteiligt
sind und die Erträge ausschließlich diesen
Körperschaften zufließen, hinsichtlich des den
genannten Zwecken dienenden Teiles des
Gesamtvermögens.

Im Gesamtvermögen der im ersten Satz
genannten Unternehmen enthaltene Beteili-
gungen an anderen Unternehmen der genann-
ten Art zählen im Ausmaß der Steuerbefrei-
ung dieser Unternehmen zum begünstigten
Teil des Gesamtvermögens;"

4. § 3 Abs. 1 Z 4 entfällt.

5. § 3 Abs. 1 Z 11 entfällt.

6. § 5 Abs. 1 Z 3 lautet:

„3. 150000 Schilling für jedes minderjährige
Kind, wenn die Kinder zum Haushalt des
Steuerpflichtigen gehören oder überwiegend

auf seine Kosten unterhalten und erzogen
werden. Der Freibetrag wird auf Antrag
gewährt
a) für volljährige Kinder, die überwiegend

auf Kosten des Steuerpflichtigen unterhal-
ten und für einen Beruf ausgebildet wer-
den und das 25. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben,

b) für Kinder, die das 25., jedoch noch nicht
das 27. Lebensjahr vollendet haben, wenn
diese Kinder überwiegend auf Kosten des
Steuerpflichtigen unterhalten und für
einen Beruf ausgebildet werden und für
diese Kinder im Veranlagungszeitpunkt
Anspruch auf die Gewährung von Fami-
lienbeihilfe gemäß § 2 Abs. 1 lit. g des
Familienlastenausgleichsgesetzes in der
jeweils geltenden Fassung besteht.

§ 11 Abs. 3 gilt entsprechend."

Artikel II

1. Für die im Zusammenhang mit der Durchfüh-
rung des Art. I Z 1 bis 5 zum 1. Jänner 1988 erge-
henden Wertfortschreibungen der Einheitswerte
des Betriebsvermögens gelangen die Wertgrenzen
des §21 Abs. 1 Z 1 lit. c des Bewertungsgesetzes
1955 nicht zur Anwendung.

2. Liegen die Voraussetzungen für eine Neuver-
anlagung zum 1. Jänner 1988 nach den Bestimmun-
gen des § 13 Abs. 1 des Vermögensteuergesetzes
1954 nicht vor, so ist zur Durchführung der
Bestimmungen des Art. I eine Neuveranlagung von
Amts wegen vorzunehmen.

Artikel III

Die Artikel I und II sind erstmalig auf Feststel-
lungs- und Veranlagungszeitpunkte anzuwenden,
die nach dem 31. Dezember 1987 liegen.

ABSCHNITT VI

R u n d f u n k g e s e t z

Artikel I

Das Rundfunkgesetz, BGBl. Nr. 379/1984, in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 531/
1984 und 563/1985 und der Kundmachung BGBl.
Nr. 612/1986 wird wie folgt geändert:

§ 1 Abs. 3 entfällt; der bisherige Abs. 4 erhält die
Bezeichnung Abs. 3.

Artikel II

Artikel I ist erstmalig bei der Veranlagung für
das Kalenderjahr 1988, hinsichtlich der Lohnsum-
mensteuer erstmalig für den Monat Jänner 1988
anzuwenden.
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ABSCHNITT VII

G e b ü h r e n g e s e t z 1957

Das Gebührengesetz 1957, BGBl. Nr. 267,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 312/1987, wird wie folgt geändert:

Im § 14 TP 6 Abs. 5 tritt am Ende der Z 16 an
die Stelle des Punktes ein Strichpunkt; folgende
Z 17 wird angefügt:

„17. Anträge auf Aussetzung der Einhebung
(§ 212 a BAO)."

ABSCHNITT VIII

V o l l z i e h u n g s k l a u s e l

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen, hinsichtlich des
Abschnittes IV Art. I nach Maßgabe des § 35 des
Energieförderungsgesetzes 1979 die Bundesregie-
rung, der Bundesminister für wirtschaftliche Ange-
legenheiten und der Bundesminister für Finanzen
betraut.

Waldheim

Vranitzky

6 0 7 . Bundesgesetz vom 24. November 1987,
mit dem das Finanzausgleichsgesetz 1985, das
Katastrophenfondsgesetz 1986, das Rückzah-
lungsbegünstigungsgesetz 1987, das Umwelt-
und Wasserwirtschaftsfondsgesetz, das Wohn-
bauförderungsgesetz 1984, das Wohnhaussa-
nierungsgesetz sowie das Kapitalversicherungs-
Förderungsgesetz geändert werden und das
Bundesgesetz über die Zuweisung von Anteilen
an der Einkommensteuer und Körperschaft-
steuer für Zwecke der Wohnbauförderung und
des Familienlastenausgleiches aufgehoben wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. ABSCHNITT

Finanzausgleichsgesetz 1985

Artikel I

Das Finanzausgleichsgesetz 1985, BGBl.
Nr. 544/1984, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 384/1986 und der Kundmachung BGBl.
Nr. 501/1985 wird wie folgt geändert:

1. Im § 6 Z 4 tritt an die Stelle des Punktes ein
Strichpunkt und wird folgende Z 5 angefügt:

„5. Vom Aufkommen an
a) Körperschaftsteuer sind 2,29 vH für

Zwecke des Familienlastenausgleiches
sowie 2,29 vH für Zwecke des Katastro-

phenfonds und 1,082 vH für Zwecke des
Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds und

b) Wohnbauförderungsbeitrag sind 9,45 vH
für Zwecke des Umwelt- und Wasserwirt-
schaftsfonds

zu verwenden."

2. § 7 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Teilung unterliegt der Reinertrag der
Abgaben, der sich nach Abzug der Rückvergütun-
gen und der für eine Mitwirkung bei der Abgaben-
einhebung allenfalls gebührenden Vergütungen
ergibt. Nebenansprüche im Sinne der Bundesabga-
benordnung, BGBl. Nr. 194/1961, unterliegen
nicht der Teilung. Vor der Teilung sind abzuziehen

1. bei der Einkommensteuer nach Abzug des im
§ 39 Abs. 5 lit. a des Familienlastenausgleichs-
gesetzes 1967, BGBl. Nr. 376, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 132/
1987, genannten Betrages, der dem Aus-
gleichsfonds für Familienbeihilfen zuzuweisen
ist,
a) ein Anteil in der Höhe von 2,29 vH des

Aufkommens für Zwecke des Familienla-
stenausgleiches,

b) ein Anteil in der Höhe von 2,29 vH des
Aufkommens für Zwecke des Katastro-
phenfonds,

c) ein Anteil in der Höhe von 1,082 vH des
Aufkommens für Zwecke des Umwelt-
und Wasserwirtschaftsfonds;

2. bei der Umsatzsteuer
a) ein Anteil in der Höhe von 0,459 vH des

Aufkommens, der für den Krankenanstal-
ten-Zusammenarbeitsfonds zu verwenden
ist,

b) ein Anteil in der Höhe von 0,762 vH des
Aufkommens, der für den Umwelt- und
Wasserwirtschaftsfonds zu verwenden
ist."

3. Nach § 7 Abs. 2 wird folgender Abs. 3 einge-
fügt:

„(3) Die für den Umwelt- und Wasserwirt-
schaftsfonds bestimmten Anteile gemäß § 6 Z 5
lit. a und b sowie gemäß § 7 Abs. 2 Z 1 lit. c sind
vierteljährlich in dem Monat, der dem Quartals-
ende folgt, erstmals im Jänner 1988, zu überwei-
sen."

4. Die bisherigen Abs. 3 und 4 erhalten die
Bezeichnung „4" und „5".

5. § 8 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Erträge der im § 7 Abs. 1 angeführten
gemeinschaftlichen Bundesabgaben mit Ausnahme
des Kulturgroschens, der Energieverbrauchsabgabe
und der Spielbankabgabe werden zwischen dem
Bund, den Ländern (Wien als Land) und den
Gemeinden (Wien als Gemeinde) in folgendem
Hundertsatzverhältnis geteilt:
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6. §8 Abs. 2 Z 1 und 2 lauten:

„1. bei der veranlagten Einkommensteuer auf die
Länder 26,702 Hundertteile nach dem örtli-
chen Aufkommen und 0,683 Hundertteile
nach den länderweisen Anteilen der Gemein-
den an den gemeinschaftlichen Bundesabga-
ben ohne Spielbankabgabe; auf die Gemein-
den zu drei Fünfteln nach dem länderweisen
Aufkommen an dieser Steuer und zu zwei
Fünfteln nach dem länderweisen Aufkommen
an Gewerbesteuer (nach dem Gewerbeertrag
und dem Gewerbekapital);

2. bei der Lohnsteuer auf die Länder 20,229
Hundertteile nach der Volkszahl und
0,420 Hundertteile nach den länderweisen
Anteilen der Gemeinden an den gemein-
schaftlichen Bundesabgaben ohne Spielbank-
abgabe; auf die Gemeinden nach dem abge-
stuften Bevölkerungsschlüssel;"

7. § 8 Abs. 2 Z 4 lautet:

„4. bei der Umsatzsteuer auf die Länder
17,978 Hundertteile nach der Volkszahl,
0,545 Hundertteile zu einem Sechstel auf
Wien als Land und zu fünf Sechsteln auf die
Länder ohne Wien — nach der Volkszahl,
und 0,270 Hundertteile nach den länderwei-
sen Anteilen der Gemeinden an den gemein-
schaftlichen Bundesabgaben ohne Spielbank-
abgabe; auf die Gemeinden 4,616 Hundert-
teile nach der Volkszahl, 5,897 Hundertteile
nach dem abgestuften Bevölkerungsschlüssel
und 1,282 Hundertteile nach dem länderwei-
sen Aufkommen an Gewerbesteuer (nach dem
Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital);"

8. Nach § 22 wird folgender § 22 a eingefügt:

„§ 22 a. (1) Der Bund gewährt den Ländern für
Zwecke der Wohnbauförderung einen Zuschuß in
der Höhe der Summe von 9,223 vH des Aufkom-
mens an Einkommensteuer und Körperschaftsteuer
nach Abzug des im § 39 Abs. 5 lit. a des Familienla-
stenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 132/
1987, genannten Betrages, der dem Ausgleichs-
fonds für Familienbeihilfen zuzuweisen ist, und von

80,55 vH des Aufkommens am Wohnbauförde-
rungsbeitrag.

(2) Der auf die einzelnen Länder entfallende
jährliche Hundertsatz ergibt sich aus folgenden
Berechnungsgrundlagen:

1. 50 vH der Summe, die sich aus der Volkszahl
gemäß der entsprechenden Bestimmung des
jeweils geltenden Finanzausgleichsgesetzes,
vermehrt um 50 vH des Bevölkerungszuwach-
ses ergibt; als Bevölkerungszuwachs gilt die
Differenz von dem vom Österreichischen Sta-
tistischen Zentralamt festgestellten Ergebnis
der letzten Volkszählung gegenüber der
unmittelbar vorangegangenen;

2. 35 vH nach dem jeweils für die Endabrech-
nung der Ertragsanteile an den gemeinschaft-
lichen Bundesabgaben für die Zuteilung der
Mittel des zweitvorangegangenen Jahres
maßgeblichen abgestuften Bevölkerungs-
schlüssel gemäß der entsprechenden Bestim-
mung des jeweils geltenden Finanzausgleichs-
gesetzes;

3. 15 vH nach dem länderweisen Aufkommen
an veranlagter Einkommensteuer und an
Lohnsteuer unter Zugrundelegung der End-
abrechnung der Ertragsanteile an den gemein-
schaftlichen Bundesabgaben des für die
Berechnung der Länderanteile zweitvorange-
gangenen Jahres.

(3) Die Bundesmittel gemäß Abs. 1 sind viertel-
jährlich in dem Monat, der dem Quartalsende
folgt, erstmals im Jänner 1988, den Ländern zu
überweisen.

(4) Der den Ländern gemäß Abs. 1 im Jahre
1988 zukommende Zweckzuschuß wird um insge-
samt 50 Millionen Schilling zugunsten des Bundes
gekürzt. Die Kürzung wird bei der Quartalsüber-
weisung im Monat April vorgenommen.

(5) Der Zweckzuschuß gemäß Abs. 1 wird in den
Jahren 1989, 1990 und 1991 um je ein Drittel jenes
Betrages erhöht, der sich aus der Summe von
1,02475 vH des Aufkommens an Einkommensteuer
und Körperschaftsteuer abzüglich der Abgeltungen
gemäß § 39 Abs. 5 lit. a des Familienlastenaus-
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gleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 132/1987,
und von 8,95 vH des Aufkommens am Wohnbau-
förderungsbeitrag der Monate Oktober bis Dezem-
ber 1987 ergibt."

Artikel II

Artikel I tritt am 1. Jänner 1988 in Kraft und mit
Ausnahme der Bestimmungen des § 6 Z 5, § 7
Abs. 2 Z 1, § 7 Abs. 3 und § 22 a Abs. 5 mit Ablauf
des 31. Dezember 1988 außer Kraft.

II. ABSCHNITT

Katastrophenfondsgesetz 1986

Das Katastrophenfondsgesetz 1986, BGBl.
Nr. 396, wird wie folgt geändert:

1. § 7 lautet:

„§7. (1) Von den zu Ende des Jahres 1987
gemäß § 2 Abs. 2 nutzbringend angelegten Mitteln
ist im Jahre 1988 ein Betrag von 500 Millionen
Schilling im Wege des Bundesministeriums für
Umwelt, Jugend und Familie dem Umwelt- und
Wasserwirtschaftsfonds zuzuführen.

(2) Diese Mittel sind für Maßnahmen des
Umweltschutzes zu verwenden und unterliegen
nicht der Zweckbindung gemäß § 3 Umwelt- und
Wasserwirtschaftsfondsgesetz, BGBl. Nr. 79/1987,
in der jeweils geltenden Fassung."

2. Die bisherigen §§ 7 und 8 erhalten die
Bezeichnung „§ 8" und „§ 9".

III. ABSCHNITT

Rückzahlungsbegünstigungsgesetz 1987

Artikel I

Das Rückzahlungsbegünstigungsgesetz 1987,
BGBl. Nr. 340, wird wie folgt geändert:

§ 3 Abs. 1 letzter Satz lautet:

„Die Restlaufzeit ist von der im Schuldschein fest-
gelegten Darlehenslaufzeit, unbeachtlich gesetzlich
oder vertraglich bestimmter verstärkter Tilgungen,
zu berechnen."

Artikel II

Der Wohnhaus-Wiederaufbau- und Stadter-
neuerungsfonds und der Bundes-Wohn- und Sied-
lungsfonds sind ermächtigt, mit Banken, Versiche-
rungsunternehmen und Ländern Verhandlungen
betreffend die Einlösung der aushaftenden Forde-
rungen zu führen und diesbezügliche Vorverträge
abzuschließen. Die Ermächtigung zum Abschluß
endgültiger Verträge bleibt einer besonderen bun-
desgesetzlichen Regelung vorbehalten.

IV. ABSCHNITT

Umwelt- und Wasserwirtschaftsfondsgesetz

Das Umwelt- und Wasserwirtschaftsfondsgesetz,
BGBl. Nr. 79/1987, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 1 Abs. 4 wird folgender Abs. 5 ange-
fügt:

„(5) Der Fonds hat für die Durchführung der
Aufgaben des Zahlungsverkehrs, des Rechnungs-
wesens und der Rechnungslegung zu sorgen."

2. §2 Abs. 1 Z 3 und 4 lauten:

„3. aus einem Anteil von 1,082 vH des Aufkom-
mens an Einkommensteuer und Körper-
schaftsteuer;

4. aus einem Anteil von 9,45 vH der Eingänge
aus dem Wohnbauförderungsbeitrag nach
dem Bundesgesetz über die Einhebung eines
Wohnbauförderungsbeitrages, BGBl. Nr. 13/
1952 in der jeweils geltenden Fassung;"

V. ABSCHNITT

Wohnbauförderungsgesetz 1984

Das Wohnbauförderungsgesetz 1984, BGBl.
Nr. 482, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 340/1987 wird wie folgt geändert:

1. Die §§ 7 bis 9 und § 10 Abs. 1 bis 4 entfallen.

2. § 12 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Rückflüsse aus den bis 31. Dezember
1987 vergebenen Förderungen oder Forschungsauf-
trägen verbleiben dem Bund."

VI. ABSCHNITT

Wohnhaussanierungsgesetz

Artikel I

Das Wohnhaussanierungsgesetz, BGBl. Nr. 483/
1984, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 559/1985 wird wie folgt geändert:

Die §§ 4 bis 8 entfallen.

Artikel II

1. Die gemäß §7 Abs. 1 Z l WSG bis
31. Dezember 1987 aufgebrachten Mittel sowie die
vom Wohnhaus-Wiederaufbau- und Stadterneue-
rungsfonds bis 31. Dezember 1987 nicht in
Anspruch genommenen Mittel gemäß § 7 Abs. 1
Z 2 WSG werden für die Länder bis 31. Dezember
1988 bereitgehalten. Die Verteilung dieser Mittel
erfolgt gemäß § 7 Abs. 2 WSG, BGBl. Nr. 483/
1984, in der am 31. Dezember 1987 in Geltung
gestandenen Fassung. Die bis 31. Dezember 1988
von den Ländern nicht in Anspruch genommenen
Mittel verbleiben dem Bund.

2. Der Bund gewährt den Ländern im Jahre 1988
zur Finanzierung von Annuitätenzuschüssen und
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Wohnbeihilfen, die von den Ländern bis
31. Dezember 1987 gemäß dem WSG zugesichert
bzw. bescheidmäßig zuerkannt wurden, Zweckzu-
schüsse im Höchstausmaß von insgesamt 160 Mil-
lionen Schilling. Die Zuteilung der Zweckzu-
schüsse an die einzelnen Länder hat nach Maßgabe
der von den Ländern begründeten und im Jahre
1988 fälligen Verpflichtungen zu erfolgen. Die
Zweckzuschüsse für die einzelnen Länder sind mit
jenem Anteil des Betrages von 160 Millionen Schil-
ling begrenzt, der sich aus der Anwendung der fol-
genden Hundertsätze ergibt:

Burgenland 2,37
Kärnten 5,74
Niederösterreich 14,30
Oberösterreich 13,98
Salzburg 5,27
Steiermark 13,34
Tirol 6,58
Vorarlberg 3,79
Wien 34,63

Die Zweckzuschüsse sind bis Ende Juni 1988 zu
überweisen.

3. Die Gewährung von Zweckzuschüssen nach
dem 31. Dezember 1988 bleibt einer besonderen
bundesgesetzlichen Regelung vorbehalten.

VII. ABSCHNITT

Kapitalversicherungs-Förderungsgesetz

Artikel I

Das Kapitalversicherungs-Förderungsgesetz,
BGBl. Nr. 163/1982, in der Fassung der Bundesge-
setze BGBl. Nr. 255/1984 und 312/1987 wird wie
folgt geändert:

1. Dem § 2 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt:

„Die Gewinnanteile sind unter Bedachtnahme auf
die Sekundärmarktrendite für Bundesanleihen fest-
zusetzen."

2. § 4 entfällt.

3. Die §§ 5 und 6 erhalten die Bezeichnung „§ 4"
und „§ 5".

Artikel II

Die Wertpapiere gemäß § 4 Abs. 3 des Kapital-
versicherungs-Förderungsgesetzes, BGBl. Nr. 163/
1982, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 255/1984 und 312/1987 bleiben dem Dek-
kungsstock des Versicherungsunternehmens gewid-
met.

VIII. ABSCHNITT

Das Bundesgesetz vom 24. November 1972 über
die Zuweisung von Anteilen an der Einkommen-
steuer und Körperschaftsteuer für Zwecke der

Wohnbauförderung und des Familienlastenausglei-
ches, BGBl. Nr. 443/1972, wird aufgehoben.

IX. ABSCHNITT

Schlußbestimmungen

1. Der II. Abschnitt sowie die Abschnitte IV bis
VIII treten am 1. Jänner 1988 in Kraft.

2. Der III. Abschnitt tritt am 1. November 1987
in Kraft.

3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:

a) hinsichtlich des I., II., VII. und
VIII. Abschnittes der Bundesminister für
Finanzen,

b) hinsichtlich des IV. Abschnittes der Bundes-
minister für Umwelt, Jugend und Familie,

c) hinsichtlich des V. und VI. Abschnittes der
Bundesminister für wirtschaftliche Angele-
genheiten im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Finanzen,

d) hinsichtlich des III. Abschnittes der Bundes-
minister für wirtschaftliche Angelegenheiten
und — soweit das zu begünstigende Förde-
rungsdarlehen vom Land gegeben worden ist
— die Landesregierungen.

Waldheim

Vranitzky

6 0 8 . Bundesgesetz vom 24. November 1987,
mit dem das Mineralölsteuergesetz 1981, das
Gasöl-Steuerbegünstigungsgesetz, das Bier-
steuergesetz 1977, das Schaumweinsteuerge-
setz 1960, das Tabaksteuergesetz 1962, das
Tabakmonopolgesetz 1968 und das Salzmono-
polgesetz an das Zolltarifgesetz 1988 angepaßt

werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT I

M i n e r a l ö l s t e u e r g e s e t z 1981

Das Mineralölsteuergesetz 1981, BGBl. Nr. 597,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 587/
1983, 531/1984, 113/1985 und 80/1987 wird wie
folgt geändert:

1. § 1 Abs. 2 und 3 lautet:

„(2) Mineralöl im Sinne dieses Bundesgesetzes
sind:

1. Waren der Nummer 2709 00 sowie der
Unternummern 2707 10 bis 30, 2710 00 A bis
D und 2902 20 bis (40) des Zolltarifs (Zollta-
rifgesetz 1988, BGBl. Nr. 155/1987);
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2. Waren der Unternummer 2707 50 des Zollta-
rifs, bei denen der Massengehalt an Kohlen-
wasserstoffen 70% oder mehr beträgt und bei
deren Destillation bis 200° C einschließlich
der Destillationsverluste ein Volumenanteil
von mindestens 90% übergeht;

3. Waren der Unternummern 2710 00 E, F und
K des Zolltarifs, deren Viskosität bei 20° C
nicht mehr als 37,4 Zentistokes beträgt;

4. Waren der Unternummer 2901 10 B des Zoll-
tarifs, die bei einer Temperatur von 15° C
und einem Druck von 1 013 Millibar flüssig
sind und bei deren Destillation bis 300 °C ein
Volumenanteil von mindestens 20% übergeht;

5. die in Waren der Nummer 3606 des Zolltarifs
enthaltenen flüssigen Brennstoffe der unter
Z 1 bis 4 bezeichneten Art.

(3) Flüssiggas im Sinne dieses Bundesgesetzes
sind Waren der Unternummer 2711 (10) des Zoll-
tarifs."

2. § 3 Abs. 1 und 2 lautet:

„(1) Für Mineralöl beträgt die Mineralölsteuer
für 100 kg Eigengewicht

1. verbleiter Waren der Unternummern 2707 50
und 2710 00 A des Zolltarifs 499 S;

2. a) unverbleiter Waren der Unternummern
2707 50 und 2710 00 A des Zolltarifs,

b) der Waren der Unternummern 2707 10 bis
30, 2710 00 B und 2902 20 bis (40) des
Zolltarifs und

c) der Waren der Unternummern 2710 00 K
und 2901 10 B des Zolltarifs, bei deren
Destillation bis 200° C einschließlich der
Destillationsverluste ein Volumenanteil
von mindestens 90% übergeht,

442 S;
3. anderer Waren 361 S; der § 1 des Gasöl-Steu-

erbegünstigungsgesetzes, BGBl. Nr. 259/
1966, bleibt unberührt.

(2) Die in Waren der Nummer 3606 des Zollta-
rifs enthaltenen flüssigen Brennstoffe unterliegen je
nach ihrer Art den im Abs. 1 vorgesehenen Steuer-
sätzen."

3. Im § 5 Abs. 1 Z 1 wird der Klammerausdruck
„(Nummer 27.09 des Zolltarifes)" durch den Klam-
merausdruck „(Nummer 2709 00 des Zolltarifs)"
ersetzt.

4. Im § 7 Z 4 lit. e werden die Worte „Nummer
27.10 A des Zolltarifes" durch die Worte „Unter-
nummer 2710 00 A des Zolltarifs" ersetzt.

5. § 7 Z 6 lautet:

„6. Mineralöl, das von Luftfahrzeugen eines Luft-
verkehrsunternehmens (§101 des Luftfahrtge-
setzes, BGBl. Nr. 253/1957) für Flüge, die
der Beförderung von Personen oder Sachen
ins Zollausland ohne Unterbrechung des
Fluges im Zollgebiet dienen, aus auf Zollflug-

plätzen gelegenen Freilagern oder aus Zoll-
lagern oder offenen Lagern auf Vormerkrech-
nung aufgenommen wurde;"

6. In den §§14 und 15 Abs. 1 werden die Worte
„Nummer 27.10 D des Zolltarifes" durch die
Worte „Unternummer 2710 00 D des Zolltarifs"
ersetzt.

7. § 31 Abs. 2 lautet:

„(2) Bei der Einfuhr von Mineralöl muß der ent-
sprechende Freischein in dem für die Anwendung
der zolltarifarischen Bestimmungen maßgebenden
Zeitpunkt gültig sein und, ausgenommen in den
Fällen eines Bezuges von Mineralöl aus Zollagern
oder offenen Lagern auf Vormerkrechnung, dem
Zollamt zur Bemessung der Mineralölsteuer vorge-
legt werden. Das Zollamt hat die Art und das
Eigengewicht des in den freien Verkehr verbrach-
ten Mineralöls auf dem Freischein zu bestätigen.
Beim Bezug von Mineralöl aus Zollagern oder
offenen Lagern auf Vormerkrechnung gilt Abs. 1
sinngemäß."

8. Nach § 57 wird folgender § 57 a eingefügt:

„§ 57 a. Soweit in diesem Bundesgesetz auf
Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen
wird, sind diese Bestimmungen in ihrer jeweils gel-
tenden Fassung anzuwenden."

ABSCHNITT II

G a s ö l - S t e u e r b e g ü n s t i g u n g s g e s e t z

Das Gasöl-Steuerbegünstigungsgesetz, BGBl.
Nr. 259/1966, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 335/1975, 142/1976 und 598/1981 wird
wie folgt geändert:

1. Im § 1 werden die Worte „Nummer 27.10 D
des Zolltarifes (Zolltarifgesetz 1958, BGBl.
Nr. 74)" durch die Worte „Unternummer
2710 00 D des Zolltarifs (Zolltarifgesetz 1988,
BGBl. Nr. 155/1987)" ersetzt.

2. Im § 3 Abs. 2 werden die Worte „Nr. 27.10
des Zolltarifes" durch die Worte „Nummer
2710 00 des Zolltarifs" ersetzt.

3. § 7 lautet:

„§ 7. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestim-
mungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird,
sind diese Bestimmungen in ihrer jeweils geltenden
Fassung anzuwenden."

4. Der bisherige § 7 erhält die Bezeichnung § 8.

ABSCHNITT III

B i e r s t e u e r g e s e t z 1977

Das Biersteuergesetz 1977, BGBl. Nr. 297, wird
wie folgt geändert:
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1. § 1 Abs. 2 lautet:

„(2) Bier im Sinne dieses Bundesgesetzes sind
Bier der Nummer 2203 00 und Waren der Unter-
nummer 2206 00 B 1 des Zolltarifs (Zolltarifgesetz
1988, BGBl. Nr. 155/1987)."

2. § 25 lautet:

„§ 25. Soweit in diesem Bundesgesetz auf
Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen
wird, sind diese Bestimmungen in ihrer jeweils gel-
tenden Fassung anzuwenden."

3. Der bisherige § 25 erhält die Bezeichnung
§26.

ABSCHNITT IV

S c h a u m w e i n s t e u e r g e s e t z 1960

Das Schaumweinsteuergesetz 1960, BGBl.
Nr. 247, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 224/1972 und 587/1983 wird wie folgt geän-
dert:

1. § 1 Abs. 2 lautet:

„(2) Schaumwein im Sinne dieses Bundesgeset-
zes sind Waren der Unternummern 2204 10,
2205 10 A, 2205 90 A und 2206 00 A des Zolltarifs
(Zolltarifgesetz 1988, BGBl. Nr. 155/1987)."

2. § 2 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Schaumweinsteuer beträgt für ein Liter
Schaumwein

a) der Unternummern 2204 10, 2205 10 A und
2205 90 A des Zolltarifs 24 S;

b) der Unternummer 2206 00 A des Zolltarifs
12 S."

3. Im § 3 wird folgender Abs. 2 eingefügt; der
bisherige Abs. 2 erhält die Bezeichnung Abs. 3:

„(2) Abs. 1 lit. b gilt nicht für Schaumwein, der
im Zwischenauslandsverkehr (§ 127 des Zollgeset-
zes 1955) ausgeführt wurde. Zollgesetzliche Vor-
schriften, die für inländische Rückwaren oder für
im Ausgang vorgemerkte Waren eine Eingangsab-
gabenbefreiung vorsehen, erstrecken sich nicht auf
die Schaumweinsteuer."

4. § 20 lautet:

„§ 20. Soweit in diesem Bundesgesetz auf
Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen
wird, sind diese Bestimmungen in ihrer jeweils gel-
tenden Fassung anzuwenden."

ABSCHNITT V

T a b a k s t e u e r g e s e t z 1 9 6 2

Das Tabaksteuergesetz 1962, BGBl. Nr. 107, in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 404/
1967, 44/1968, 302/1968, 224/1972, 335/1975,
636/1975 und 143/1976 wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 2 lautet:

„(2) Tabakwaren im Sinne dieses Bundesgesetzes
sind Waren der Nummer 2402 sowie der Unter-
nummern 2403 10 und 2403 99 B des Zolltarifs
(Zolltarifgesetz 1988, BGBl. Nr. 155/1987)."

2. § 30 lautet:

„§ 30. Soweit in diesem Bundesgesetz auf
Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen
wird, sind diese Bestimmungen in ihrer jeweils gel-
tenden Fassung anzuwenden."

ABSCHNITT VI
Tabakmonopolgesetz 1968

Das Tabakmonopolgesetz 1968, BGBl. Nr. 38, in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 261/
1972, 335/1975 und 62/1979 wird wie folgt geän-
dert:

1. § 1 lautet:

„§ 1. (1) Im Zollgebiet (§ 1 des Zollgesetzes
1955, BGBl. Nr. 129) sind nach den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes dem Bund als Monopolge-
genstände vorbehalten:

a) Tabak, roh oder unverarbeitet, und Tabakab-
fälle der Nummer 2401 des Zolltarifs (Zollta-
rifgesetz 1988, BGBl. Nr. 155/1987);

b) Waren der Nummern 2402 und 2403 des
Zolltarifs;

c) Tabakersatzmittel, das sind Stoffe, die als
Ersatz für Tabak zur gewerblichen Herstel-
lung von Tabakerzeugnissen (Abs. 2)
bestimmt sind.

(2) Tabakerzeugnisse im Sinne dieses Bundesge-
setzes sind Waren der Nummern 2402 und 2403
des Zolltarifs."

2. § 43 lautet:

„§ 43. Soweit in diesem Bundesgesetz auf
Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen
wird, sind diese Bestimmungen in ihrer jeweils gel-
tenden Fassung anzuwenden."

3. Der bisherige § 43 erhält die Bezeichnung
§44.

ABSCHNITT VII

S a l z m o n o p o l g e s e t z

Das Salzmonopolgesetz, BGBl. Nr. 124/1978, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 685/
1978 wird wie folgt geändert:

1. Im § 3 Abs. 1 Z 1 werden die Worte „Nummer
25.01 des Zolltarifes (Zolltarifgesetz 1958, BGBl.
Nr. 74)" durch die Worte „Nummer 2501 00 des
Zolltarifs (Zolltarifgesetz 1988, BGBl. Nr. 155/
1987)" ersetzt.

2. Im § 3 Abs. 5 erster Halbsatz werden die
Worte „Nummer 25.01 des Zolltarifes" durch die
Worte „Nummer 2501 00 des Zolltarifs" ersetzt.
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3. Im § 12 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestim-
mungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird,
sind diese Bestimmungen in ihrer jeweils geltenden
Fassung anzuwenden."

ABSCHNITT VIII

I n k r a f t t r e t e n u n d V o l l z i e h u n g

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1988
in Kraft.

(2) Die Abschnitte I bis V sind auf Waren anzu-
wenden, für die die Steuerschuld nach dem
31. Dezember 1987 entsteht oder für die in den Fäl-
len der Einfuhr der Zeitpunkt, der für die Anwen-
dung der zolltarifarischen Bestimmungen maßge-
bend ist, nach dem 31. Dezember 1987 liegt.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Waldheim

Vranitzky
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